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Wien -Volksanwalt Günther Kräu-
ter kritisiert die Länder in Bezug
auf die Mindestsicherung. Die Be-
schwerden, dass Geld zu spät oder
trotz Anspruchs gar nicht komme,
würden sich häufen. Er will eine
Konferenz von Landessozialrefe-
renten und Sozialminister. Kräu-
ters Parteifreundin Sonja Wehse-
ly (SP), in Wien zuständig, weist
die Vorwürfe zurück. Wien sei erst
lunl ahr 2o72von der Volksanwalt-
schaft gelobt worden. (APA)

NIEDERöSTERREICH

AJij ew: Verfahren gegen
Beamte eingestellt

St. Pölten - Die Staatsanwaltschaft
Krems stellte in der Affäre um
einen Fremdenpass für den ehe-
maligen kasachischen Botschaf-
ter, Rachat Alijew, das Amtsmiss-
brauchsverfahren gegen zwei
Beamte der Bezirkshauptmann-
schaft Horn ein. (APA)

GANZ KURZ
+++ Warm war er, der Winter. Ge-
nauer: der zweitwärmste in 247

)ahren Messgeschichte. +++ 55o
Katatysatoren schnitt eine Bande
aus Autos, um an die enthaltenen
Edelmetalle zu kommen.
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Auf das Land kommen nun run
Nachzahlungen von Gehältern len
samtÜberstundenundZulagenin Wel
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r auch bei anderen Landesbeäiensl
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; d.azt. Auch wenn derzeit noch
t

um
che
leih
gan
daz

S alzburg mus s Vo rdienst zeitenzu 10 0 Pro zerrt anre chnen
Voll«sanwalt sieht Mängel Nach Präzedenzurteil können auf Bund, Länder und Kommunen Millionenzahlungen zukommcn

bei Mindestsicherung
Satzburg - Ein Sparbeschluss aus
dem ]ahr 1997 kommt jetzt das
Land Salzburg teuer zu stehen:
Nach einer Klage des Zentralbe-
triebsrats der Landeskliniken
muss das Land rund 35oo Spitals-
bediensteten Gehälter in der Höhe
von rund 24 Millionen Euro nach-
zahlen.

Ausgangspunkt der Rechtsstrei-
tigkeit war ein Regierungsbe-
schluss während der Amtszeit von
Landeshauptmann Franz Schaus-
berger (VPJ. Damals wurde festge-
legt, dass neuen Mitarbeitern nur
60 Prozent der Vordienstzeiten
angerechnet werden. Auf Basis
einer Vorabentscheidung des
Europäischen Gerichtshofes im
Dezember vergangenen Jahres
und einer nun erfolgten Bestäti-
gung durch das Arbeits- und So-
zialgericht steht aber fest. dass die
Vordienstzeiten zur Gänze ange-
rechnet werden müssen.

keine exakten Berechnungen vor-
Iiegen, wird Salzburg über 30 Mil-
lionen Euro lockermachen müs-
sen. Dazu kommt eine Erhöhung
der laufenden Gehälter. Informell
ist von mehr als drei Millionen pro
Jahr die Rede.

Salzburg dürfte aber nicht die
einzige Gebietskörperschaft sein,
auf die hohe Nachzahlungen und
eine Steigerung bei don Porsnnal-

kosten zukommt. Analog zur Salz-
burger Praxis rechnen auch viele
Kommunen Mitarbeitern, die aus
der Privatwirtschaft in den öffent-
Iichen Dienst wechseln, nicht die
gesamten Vordienstzeiten an. Be-
rechnungen über Auswirkungen
auf die Gemeindebudgets gibt es
noch nicht. Auch auf Bunclesebe-
ne könnte es zu Nachforderungon
kommen.
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Salzburgs AK-Präsident Sieg-
fried Pichler kündigte nach dem
Gerichtsurteil an, die Gleichstel-
lung aller Arbeitnehmer anzustre-
ben. In der Privatwirtschaft sei die
Anrechnung aller Vordienstzeiten
nicht Praxis. In den Kollektiwer-
trägen gebe es höchstens eine An-
rechnung von zehn )ahren. Es
könne keine Zweiklassengesell-
schall gohen sagt Pichler.,-1n",t,.,.


